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d,~~~n zu d'n 5~og"Ph;<chen I'mtokoll,n des N,tion.t" ,d I J 
XIV. Gesetzgebungsperiode . . / 

l\. n ·f r a fJ 'e 
------------"'-

der Abgeordneten Dr .FEURSTEIN I Dr. KOHL!>lAIER, HAGSPIEL 

und Genossen 

an den Herrn Bundesminister fUr soziale Verwaltung 

betreffend die Erlassung einer Verordnung des Bundesministe~s 

für soziale Ve)':\..;altung gemäß § 3 Arbeitslosenversicherungs­

gesetz 

Personen I die einer Beschäftigung' in der Schvleiz oder im 

Fürstentllill Liechtenstein nachgehen, ihren ständigen lYO~nsitz 

aber in österreich haben (Grenzgänger),. genießen derzeit 

nach dem Arbeitslosenversicherungsgesetz keinerlei Schutz. 

Grenzgänger( die in der BRD einer Beschäftigung nachgehen, 

sind aufgrund eines Abkonui.1ens zwischen der Republik öster­

reich und der BRD über Arbeitslosenversicherung bei Arbeits­

losigkeit nach den Bestimmungen des österreichischen Arbeits­

losenversicherungsgesetzes unterstlitzungsbcrechtigt. Der Ab­

schluß eines entsprechenden Abkommens. mit der Schweiz bZ\·l. 

mit dem Fürstentum Liechtenstein ist bis auf\veiteres nicht 

möglich I vleil in der SchVleiz und im Fürstentum Liechtenstein 

keine Versichcrungspflic~.t für den Fall der Arbeitslosigkeit 

besteht. 

Nach § 3 des Arbeitslosenversicherungsgesetzes können die 

Grcnzg5nger durch Verordnung des Bundesministers für soziale 

Verwaltung in die l\.rbeitslosenversicherung einbezogen werden. 

Von dieser L:~rr.lgchtigung ~';urde im Jahre 1954 berei ts einn~al 

Gebrauch gemacht. Mit der 6. Durchflihrungsveror~nung zum 

Arbeitslosenversicherungsgesetz, BGBl. ~r. 112/1954, wurde 

die Arbeitslosenversicherungspflicht auf Greuzgilngcr in die 
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Schweiz und ins rUr:;tentum Liechtenstein ausgcd.:;;hnt:. -Diese 

Verordnung ist mit der Auf16sung der Wirts6haftsstellc Vor­

arlbcrg - SChHCiz mit \"7irkung vom 31.3. 19 59 at~ßer Kraft .ge­

treten. 

Aufgrund der c:erzeitisen Rechtssituation sind nur jene Grenz­

gänger für den Fal~ der Arbeitslosigkeit versichert, die in 

den letzten 24 l'·!onaten vor .Uü-em Arbeitsantritt im A.usland· 

mindestens 52 Wochen i~ Inland arbeitslosenversicherungs~· 

pflieh t{g beschäft.igt vl'-5ren I sOvlei tes sich um die erstmalige 

Inanspruchnahme des Arl)c.ü tslosengeldes handelt (§14, Abs. 3 

AIVG). Im.Falle einer weiteren I~anspruchnahme des Arbei~s­

losengeldes ist die Am'7artschaft erfüllt, wenn der Arbei ts­

lose inden letzten 12 ~·lonaten insgesa.'11t 20 \'Jochen im Inland 

arbeitslosenversicherungspflichtig beschäftigt war' (§ 14, 

Abs • 1- Al VG) ~ 

Die Zahl der Grenzgänger in die S.ChvlCiz schHanktein den 

letzten 4 0ahrenzwischcn 5000 und 6000 Personen. Ins Fürsten­

tum Liechtenstein-pendelten rund 2200 Berufstätige als Grenz­

gänger. Nieviele von ihnen aufgrund von § 14 bZ~7. § 15 /Abs.- 1 

Z. 2 Arbeitslosenversicherllngsgesetz derzeit-bei Jl~rbeits-

10stgkeit inden Genuß einer Arbeitslosenunterstützu;'g kommen 

,:. \'lürden I läßt sich nicht ·genau feststell'en o. Es dürfi:e aber die 

Minderheit sein ~ Ein großer 'reil der Per'sonen: die· in der 

Schweiz oder im F'ürst.entum Liechtensteinals Grenzgänger 

ihren nrbeit.splatz verlieren und arbeitslos werden, sind-

.', daher ohne jede Unterstützung. Sie können lediglich L.eistungen 
< 

aus der allgemeinen Flirsorge erhalten. 

Im Jahr 1975 kam es bereits zu bedeutenden Entlassungen von 

Grenzgängern, die 1.n der SCh',.,eiz oder im i:"'ürst.entUJ.-a Liechten-
-

stein arbeiteten. In der Schweiz ver~oren in der Zeit von 

t4ärz 1975 bis November 1975 ca. 1200 Grenzgänger ihren 

l~beitsplatz. Im Flirstentum LiechtensteinHarenes 200 bis 

300 Personen. Bei einer Verschärfung der derieitigen wirt-
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schaftlichen Krise mur befürchtet werden, daB Personen, die 

ihren Arbeitsplatz im Ausland v.erlieren, in der österreichi­

schen Wirtschaft nicht i~ner einen Ersatzarbeitsplatz finden 

kannen. Es ~besteht daher ein allgemeines sozialpolitisches 

Interesse, sie durch eine entsprechende Durchführungsver­

ordnung auf Grund von § 3 des Arbeitslosenversicherungsge­

setzes in die Arbeitslosen-Versicherungspflicht einzubeziehen. 

Die unterfertigten Abgeordneten richten dahe~ an den Herrn 

Bundesminister für soziale Verwaltung folgende 

A nf r a q e 

1) Sind Sie bereit, von der Verordnungsermächtigung des § 3 

Abs. 1 AlVG Gebrauch zu machen, um die Grenzge.nger, die' 

in der Schweiz bzw. in Liechtenstein einer Beschäftigung 

nachgehen, in die Arbeitslosenversicherung einzubeziehen? 

2) Wenn ja, bis wann? 

3) Wenn nein, welche Gründe snrechen dagegen? 
.,.. ,' •• '< ._ •• ' •• 
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